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Herr Burgermeister Knop begrtif3t die Ratsmitglieder, die Zuhorerinnen und Zuhdrer, die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Verwaltung sowie Frau Haunhorst und Herrn Hahn von der Tageszeitung ,Die
Glocke®. Im Besonderen begrifit er Frau Wiemeyer und von Frau Barbel Braun, die ab dem 01.01.2018
Mitglied des Rates der Stadt Oelde ist und Frau Wiemeyer nachfolgt. Insofern dirfe sie bereits an den
ersten Beschlussfassungen mitwirken

Herr Burgermeister Knop stellt fest, dass zu der Sitzung form- und fristgerecht eingeladen wurde und
dass der Rat beschlussfahig ist. Frau Krause und Frau Stehmann konnen an der Sitzung nicht
teilnehmen.

Offentliche Sitzung

[ 1. Einwohnerfragestunde |

Herr Ludger Winter mochte wissen, ob und wie viele Arbeitsplatze mit der Fusion EVO/ETO eingespart
wilrden. Dazu teilt Herr BUrgermeister Knop mit, dass zwar Synergien erzeugt, aber keine Arbeitsplatze
entfallen wirden. Von dem gréReren Stadtwerk verspreche man sich eine deutlich bessere Position auf
dem Markt.

Herr Winter kann die Griinde fir eine Stundenaufstockung der Klimaschutzbeauftragten der Stadt Oelde
im Hinblick auf die neu definierten Klimaschutzziele auf Bundesebene nicht nachvollziehen. Desweiteren
schlagt er vor, das sogenannte ,Sozialticket® flr den o&ffentlichen Personennahverkehr fir alle
Bilrgerinnen und Birger anzubieten. So kénne effektiv etwas fur den Klimaschutz getan werden.
AbschlieBend mdéchte Herr Winter noch wissen, warum der Adventsmarkt ,EVO Lichterglanz® am
Rathaus nur an einem Wochenende stattgefunden habe. Herr Blurgermeister Knop erklart, dass in der
vergangenen Adventszeit eine neue Konzeption erprobt werden sollte. Es werde nun eine
Weiterkonzeption angestrebt.

Herr Winter macht noch eine Anmerkung zu den gestiegenen Renten in Osterreich.

Herr Olaf Barton gibt eine Stellungnahme zu den Klimaschutzzielen 2020 ab. Herr Winter greift diesen
Punkt auf und regt eine Feinstaubmessung im Stadtgebiet an.

Beschluss:

Der Rat nimmt Kenntnis.

| 2. Befangenheitserklarungen |

Herr Dalecki erklart sich zu den Tagesordnungspunkten 8.1. ,Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die
Grunen: Kanalisation Elisabethstral3e/Friedrich-Harkort-Strae® und zum Tagesordnungspunkt 9
.Kanalisation ,Elisabethstralle/Friedrich-Harkort-Stralle“ fir befangen.

Beschluss:

Der Rat nimmt Kenntnis.



| 3. Verschiedenes |

| 3.1. Mitteilungen der Verwaltung |

Herr Birgermeister Knop weist einfihrend auf die vorliegende Anfrage der SPD-Fraktion vom
07.01.2018 auf Stellungnahme zur Umgestaltung des Marktplatzes hin. Leserbriefe und Stellungnahmen
hatten hinsichtlich der Tragfahigkeit des Marktplatzes Fragen aufgeworfen und zu Irritationen gefthrt.
Die Bewertung der Verwaltung dazu sei in Zweifel gezogen worden. Der Rat solle nun eine umfassende
Stellungahme auf gutachterlicher Basis erhalten, so Herr Blrgermeister Knop.

Herr Dipl.-Ing. Jurgen Dieker, oOffentlich bestellter und vereidigter Sachverstandiger des
StralRenbauerhandwerkes erldutert anhand der beigefligten Prasentation die untersuchten Aspekte und
die Anforderungen an die Frostsicherheit, die Tragfahigkeit und die Verformungsbestandigkeit. Herr
Dieker stellt abschlieRend fest, dass weder die im Marktplatz vorhandenen Schichtstarken noch die
eingebauten Materialien dazu geeignet seien, eine neue Decke zu tragen. Darlber hinaus sei
festzustellen, dass der Platzaufbau seinerzeit nicht fachgerecht hergestellt worden sei. Vorgeschriebene
Mindestanforderungen zur Frostsicherheit und Tragfahigkeit erfille der Aufbau an keiner der
untersuchten Stellen.

Herr BUrgermeister Knop zitiert aus dem Schreiben der SPD-Fraktion vom 07. Januar und erkundigt sich
auf welche Grundlagen sich die eigenen Recherchen griinden wurden.

Dazu teilt Herr Fust mit, dass er personlich mit den damaligen Baumeistern gesprochen habe und diese
die genannten Aussagen getroffen hatten. Von diesen Aussagen sei die Fraktion ausgegangen. Er frage
sich, welche Vorschriften sinnvoll seien, die von heute oder die von damals. Er persénlich vertrete die
Auffassung, was bis heute gehalten habe, kdnne so falsch nicht sein.

Dazu nimmt Herr Dieker Stellung und erklart, dass der Aufbau bisher nur gehalten habe, weil die
zulassigen Achslasten damals geringer gewesen seien. Er widerlegt die Aussagen und bekraftigt erneut,
dass der Platzaufbau nie fachgerecht hergestellt worden sei, auch nicht nach den damaligen
Vorschriften. Die Abrechnung zu der MalRnahme stimme dartber hinaus nicht mit dem Uberein, was
tatsachlich eingebaut worden sei. Er habe eine stark schwankende Schichtdecke vorgefunden. Herr
Abel bestatigt, dass nach Sichtung der Unterlagen festzustellen sei, dass nicht eingebaut wurde, was
ausgeschrieben gewesen sei. Dies belege auch ein Abnahmeprotokoll.

Herr Rodriguez bedankt sich fur die schnelle Reaktion auf die Fragen der SPD-Fraktion und die
kompetenten Ausfiihrungen, die samtliche Zweifel ausgeraumt hatten. Demnach bestehe eine
Verpflichtung, den Marktplatz nach heutigen Standards auszubauen. Er sei froh Uber das Ergebnis.

Herr Soldat stimmt dem zu, zeigt sich aber dariber erschrocken, dass der nicht ordnungsgeméaRie
Einbau seinerzeit bekannt gewesen sei. Er frage sich, warum die Verwaltung die Problematik damals
nicht weiter verfolgt habe.

Herr  Drinkruth  appelliert an die Fraktionen, nicht stdndig die Bewertungen und
Untersuchungsergebnisse der Verwaltung anzuzweifeln. Der Rat habe in der Vergangenheit verlangt,
dass die Verwaltung Untersuchungen auch selbst durchfilhren und diese nicht immer extern vergeben
solle. Nun habe die Verwaltung eigene Einschatzungen angestellt und seien von der SPD-Fraktion
wiederum in Frage gestellt worden. Aufgrund dessen sei der Untersuchungsauftrag an Herrn Dieker
erteilt worden und habe weitere Kosten verursacht.

Herr Fust erklart, dass er seinerzeit bereits Mitglied des Rates gewesen sei und den Verantwortlichen
vertraut hatte. Darum habe er nun die Aufklarung fur erforderlich gehalten.



Herr Westbrock aufiert ebenfalls seine Verwunderung dartber, dass die MalRnahme seinerzeit
abgenommen worden sei. Gleichwohl ist er der Meinung, dass nun nach vorn zu schauen und der
gefasste Beschluss umzusetzen sei.

Auf die Bemerkung von Herrn Drinkuth stellt Herr Rodriguez klar, dass die Verwaltung selbst Anfang
Dezember 2017 das Gutachten in Auftrag gegeben habe, die SPD-Fraktion jedoch erst mit Schreiben
vom 7. Januar 2018 um Aufklarung des Sachverhaltes gebeten habe. Die SPD-Fraktion habe somit
keinesfalls die Erstellung eines externen Gutachtens bestellt oder gewlinscht.

Herr Burgermeister Knop ist der Meinung, dass die Arbeit zwischen Rat und Verwaltung von Vertrauen
gepragt sein sollte. Leider wirde der Verwaltung aber stets Misstrauen entgegengebracht. Gerade der
Prozess ,Masterplan Innenstadt® sei transparent, mit breiter Blrgerbeteiligung und mit ausfuhrlichen
Diskussionen durchgefiihrt worden. Drei Fachbiros hétten Vorschlage zur Gestaltung erarbeitet, tber
die der Rat dann einstimmig beschlossen habe. Damit sei ein deutliches Zeichen gesetzt worden, die
Umgestaltung des Marktplatzes als Pilotprojekt anzugehen. Die zuletzt getatigten AuRerungen, die in der
Presse veroffentlicht worden seien, wertet Herr Blrgermeister Knop als Angriff auf seine Integritat. Er
akzeptiere die Meinung Andersdenkender und im Oelder Rat musse niemand einen Beschluss ,mit der
Faust in der Tasche® mittragen. Andere Meinungen konnten offen und ehrlich in einen Dialog
eingebracht werden.

Herr Burgermeister Knop verliest in diesem Zusammenhang ein anonymes Schreiben eines Burgers, in
dem die Marktplatzumgestaltung kritisiert wird. Das Schreiben ist an verschiedenen 6ffentlichen Stellen
im Innenstadtgebiet, so z. B. an mehreren Kirchentliren und am Rathaus selbst angebracht worden. Das
Schreiben verdeutliche, welche Qualitat die 6ffentliche Diskussion schon erreicht habe. Eine derartige
Stimmungsmache bringe die Stadt nicht vorn.

Frau Kof3 kann den Ausfiihrungen nicht folgen, da der Birgermeister hier zwei verschiedene Dinge
vermischt habe. Zwei legitim gestellte Antrage habe er zum Anlass fur seine Kritik genommen. Zum
einen habe er der SPD-Fraktion vorgeworfen, mit deren Anfrage die Erstellung eines externen
Gutachtens verursacht zu haben, obwohl dieses bereits von der Verwaltung selbst beabsichtigt war.
Zweitens habe den Rat die deutliche Kostensteigerung kurz vor dem zu treffenden Ratsbeschluss
selbstverstandlich gewundert. Hier hatte im Vorfeld eine Aufklarung erfolgen miissen, dann wére auch
der Unmut in der Bevolkerung nicht so grol3 gewesen, so Frau KA.

Herr Burgermeister Knop halt es fur sein Recht als Birgermeister Kritik an der von Misstrauen gepragten
Umgangsweise und der Veroffentlichung von privaten Stellungnahmen in der Presse dufRern zu durfen,
da diese sich gegen seine personliche Integritdt und an die der Verwaltung richte.

Herr Drinkruth nimmt seine Aussage dahingehend zurtick, dass die SPD-Fraktion mit deren Schreiben
den Auftrag zur Erstellung eines externen Gutachtens verursacht habe.

Herr Drinkuth erlautert dann den Antrag der CDU-Fraktion vom 11. Januar 2018.

Teil 1 der Anfrage:




In der Sitzung des Planungsausschusses am 14.09.2017 wurde im Zusammenhang mit
den Tagesordnungspunkten zum Baugebiet Benningloh Il auch eine Stellungnahme von
Prof. Sieker zur Entwasserungssituation diskutiert. Hier stand der harte Vorwurf im
Raum, dass die , ganze Planung obsolet sei”. Wir hatten uns gewlinscht, dass man die
Beteiligten an einen Tisch holt, um die kritischen Einwande zu Uberprifen. In der
Zwischenzeit hat nach unserem Kenntnisstand eine Besprechung mit dem Fachbiiro
Bockermann Fritze, Prof. Sieker, der Verwaltung und anderen Beteiligten
stattgefunden.

Was ist nun das Ergebnis dieser Besprechung?
Konnten die Vorwiirfe entkraftet werden?

Herr Abel berichtet von dem gemeinsamen Gesprach mit den Beteiligten und Herrn Professor Sieker.
Als Ergebnis sei festzuhalten, dass Herr Prof. Sieker seine Aussagen zuriickgenommen habe und eine
nahezu vollstandig gleiche Sichtweise bzw. Einigung erreicht worden sei.

Teil 2 der Anfrage der CDU-Fraktion:

In der Sitzung des Planungsausschusses am 14.09.2017 wurden im Zusammenhang mit
dem Tagesordnungspunkt 6 alle geplanten MaRRnahmen fiir eine sinnvolle Optimierung
der Entwasserungssituation im Bereich Benningloh | und Il vom Fachbiro vorgestellt
und verabschiedet.

Im Rahmen der Diskussion wurde als alternative Mallnahme zur Verbesserung der
Entwasserungssituation die insbesondere auch von den Anwohnern geforderte
deutliche VergréBerung des Kanalrohres, welches den Maibach unter der Warendorfer
StraRe hindurchfiihrt, erdrtert. Im Ergebnis der Sitzung wurde diese BaumalRnahme
nach unserem Kenntnisstand aber nicht verabschiedet.

Aus Gesprachen mit der Verwaltung haben wir in der Zwischenzeit zur Kenntnis
genommen, dass die KanalvergrofRerung nun doch im Rahmen der Baumalnahme an
der Warendorfer Stralle umgesetzt werden soll, was wir auch durchaus begriRen
wirden.

Hier bitte ich nun um eine klare Aussage der Verwaltung, ob der Kanal nun ausgetauscht wird oder
nicht.

Dazu bestatigt Herr Abel, dass der entsprechende Beschluss noch ausstehe. Der Beschluss wiirde aber
die auch von der Verwaltung praferierte Maibachunterflihrung beinhalten. Damit kdme man auch dem
Wunsch verschiedener Anlieger nach. Die Angelegenheit werde in der n&chsten Sitzung des
Ausschusses fur Planung und Verkehr behandelt.

Teil 3 der Anfrage der CDU-Fraktion:




Im Bereich des Wickenkamps haben Anwohner darauf hingewiesen, dass in der
Vergangenheit ,eklatante” Fehler beim Kanalbau gemacht worden seien, die zu
haufigen Hochwasserproblemen fihren. U.a. soll das Niveau des 2007 erneuerten
Kanals 15cm unter dem Anschlusskanal der Ostenfelder Stralle liegen und die
urspriinglich geplante Pumpstation nicht installiert worden sein. Man beflirchtet wohl
auch eine weitere Verschlechterung der Entwasserungssituation im Zusammenhang
mit dem geplanten Baugebiet Benningloh Il.

Sind die aktuellen Vorwiirfe der Anwohner korrekt? Wenn ja:

Werden die Probleme zusammen mit der BaumaBBnahme an der Warendorfer Stral3e
behoben?

Gibt es die Moglichkeit einer ziigigen Verbesserung/Zwischenlésung noch vor der
geplanten grofReren BaumaBnahme an der Warendorfer StraRe im Jahr 2019?

Herr Abel erlautert, dass seit 2007 eine Stufe im Kanal die Probleme verursache. Dieses solle in
Kombination mit der Sanierung der Warendorfer Stral3e gelost werden. Da diese Malinahme bekanntlich
aber um ein Jahr aufgeschoben werde, arbeite die Verwaltung derzeit an einer Zwischenldsung.

Auf Anfrage von Herrn Populoh, ob die Probleme ,Entwasserung Benningloh 11* mit der vorgeschlagenen
Losung zur Nutzung des Maibaches als offenes Gewasser und die Ableitung des Niederschlagwassers
dorthin gel6st seien, antwortet Herr Abel mit Ja.

Beschluss:
Der Rat nimmt die Ausfihrungen zur Kenntnis.

| 3.2.  Anfragen an die Verwaltung |

Herr Wilke weist darauf hin, dass sich der Zustand der Pflasterung in der Ruggestral3e stetig
verschlechtere und erkundigt sich nach dem Sachstand und der weiteren Vorgehensweise. Herr Abel
erlautert, dass es sich um einen Gewahrleistungsfall handele. Die Stadt Oelde habe einen Gutachter
bestellt, das Gutachten liege vor und belege, dass falsche bzw. ungeeignete Bettungsmaterialien
eingebaut worden seien. Um dies gerichtsfest belegen zu kénnen, sei beim Landgericht Minster ein
selbststandiges Beweisverfahren eingeleitet worden. Das dort von einem unabhdngigen
Sachverstandigen zu erstellende Gutachten liege aber noch nicht vor. Das Problem fir die Stadt Oelde
sei, dass sie in der Ruggestralle eine Verkehrssicherungspflicht habe, an der Pflasterung aufgrund des
Beweisverfahrens aber nichts verandern durfe. Derzeit wirde daher lediglich nachverfugt.

Herr Siebert teilt mit, dass in den Wellengarten (im Bereich Zur Dicken Linde, neben dem TMG) eine
gefallte Birke und andere Reste von Baumfallarbeiten vorhanden seien und bittet um Beseitigung.

Herr Soldat weist auf wild abgelagerte Mullsdcke am Bahndamm hinter dem Baugebiet Pott’s Holte hin.
Beschluss:

Der Rat nimmt die Ausfihrungen zur Kenntnis.
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4. Abberufung eines Technischen Rechnungsprifers
Vorlage: B 2017/102/3918

Herr Burgermeister Knop verweist auf den Sachverhalt:

Herr Thorsten Meer, vom Rat bestellter Rechnungsprifer, war bislang jeweils zur Halfte seiner
Arbeitszeit in der Rechnungsprifung und im Fachdienst Bauordnung eingesetzt. Dort ist er zudem zum
stellvertretenden Leiter bestellt. Der Fachdienst Bauordnung war in den vergangenen Jahren von einer
hohen personellen Fluktuation betroffen, aufgrund derer sich Bearbeitungsrickstande ergeben haben.
Eine Mitarbeiterin befindet sich noch in der Einarbeitung, eine weitere Mitarbeiterin wird in Kirze eine
Elternzeitphase in Anspruch nehmen. Aufgrund der guten Baukonjunktur ist der Fachdienst zudem
einem hohen Arbeitsanfall ausgesetzt.

Aufgrund der umfangreichen Bautéatigkeit der Stadt Oelde selbst gilt dies auch fir die 0rtliche
Rechnungsprifung. Die Vakanz fuhrt dazu, dass die Aufgaben des Technischen Prifers (z.B. Prifung
und Begleitung von Vergaben, Prifung von Schlussrechnungen) ruhen mussen bzw. nur im Rahmen
des Mdglichen in besonders wichtigen Angelegenheiten von der Leitung der Rechnungsprifung
aufgefangen werden.

Im Einvernehmen mit Herrn Meer hat der Birgermeister nach Abwégung der widerstreitenden
Interessen entschieden, den Mitarbeiter ab dem 01.12.2017 in vollem Umfang im Fachdienst
Bauordnung einzusetzen und dem Rat die Abberufung als Technischer Prifer vorzuschlagen.

Die Nachbesetzung der Stelle erfolgt zu einem spéateren Zeitpunkt. Nach Abschluss des laufenden
Auswahlverfahrens wird dem Rat ein Besetzungsvorschlag unterbreitet.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t einstimmig, Herrn Thorsten Meer mit Wirkung vom 01. Februar 2018
als Technischen Rechnungsprufer abzuberufen.

5. Bestellung einer Gleichstellungsbeauftragten
Vorlage: M 2017/102/3920

Herr Blrgermeister Knop schildert den Sachverhalt:

Die bisherige Gleichstellungsbeauftragte, Frau Alexandra Overbeck, steht wegen des Beginns einer
weiteren Familienphase nicht mehr zur Verfligung.

Jede Dienststelle mit mindestens 20 Beschaftigten bestellt nach § 15 Abs. 1 des Gesetzes zur
Gleichstellung von Frauen und Méannern far das Land Nordrhein-Westfalen
(Landesgleichstellungsgesetz — LGG) eine Gleichstellungsbeauftragte und mindestens eine
Stellvertreterin. Der Blrgermeister bestellt die Gleichstellungsbeauftragte nach § 6 der Hauptsatzung.

Es ist vorgesehen, Frau Daniela Eggenstein zur Gleichstellungsbeauftragten und Frau Heike Vogel zur
stellvertretenden Gleichstellungsbeauftragten zu bestellen. Frau Eggenstein und Frau Vogel werden im
weiter vorgesehenen Umfang von 15 Wochenstunden die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten
wahrnehmen. Dafir wird ihnen auch kinftig ein Buro im Rathaus zur Verfigung gestellt.

Frau Eggenstein war vor Beginn ihrer Familienphase als Diplom-Sozialarbeiterin 5 Jahre im Sozialen
Dienst des Fachdienstes Jugendamt tatig. Sie nimmt nun in Teilzeit ihre berufliche Tatigkeit wieder auf
und wird dabei ausschlief3lich Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten tbernehmen.
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Die bisherige stellvertretende Gleichstellungsbeauftragte, Frau Haferkemper, behdlt diese Funktion und
wird kinftig gemeinsam mit Frau Vogel die Stellvertretung sicherstellen.

Frau Eggenstein stellt sich dem Rat kurz persénlich vor.
Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde nimmt die Bestellung von Frau Daniela Eggenstein zur

Gleichstellungsbeauftragten und die Bestellung von Frau Heike Vogel zur stellvertretenden
Gleichstellungsbeauftragten mit Wirkung zum 1. Februar 2018 zur Kenntnis.

6. Ausscheiden eines Ratsmitgliedes / Einfiihrung eines neuen Ratsmitgliedes
Vorlage: M 2017/011/3910

Herr Blrgermeister Knop begruf3t zu diesem Tagesordnungspunkt im Besonderen Frau Anne Wiemeyer
und Frau Barbel Braun und wendet sich zun&chst mit folgenden Worten an Frau Wiemeyer:

~Sehr geehrte Frau Wiemeyer,

Sie haben sich nach reiflicher Uberlegung dazu entschieden, Ihr Ratsmandat zum Ende des
vergangenen Jahres niederzulegen.

Wer Sie kennt weil3, dass Sie sich diese Entscheidung alles andere als leicht gemacht haben. Denn Sie
fuhlten sich lhrer kommunalpolitischen Arbeit mit Leib und Seele verpflichtet. Sie haben in den
vergangenen Jahren in einer Vielzahl von politischen Gremien konstruktiv mitgearbeitet, doch ich
glaube, ich darf sagen, dass lhnen die Arbeit im Jugendhilfeausschuss eine ganz besondere
Herzensangelegenheit war.

Sie fuhlten sich den Birgerinnen und Birgern und der Entwicklung ihrer Stadt in besonderer Weise
verpflichtet. Und genau diese besondere Verpflichtung fuhrte in lhrem Selbstverstéandnis zu der
Entscheidung lhr kommunalpolitisches Mandat niederzulegen. Aufgrund von parallel bestehenden,
anderweitigen Verpflichtungen gelangten Sie fir sich folgerichtig zu der Auffassung, der Verantwortung
ihres Aufgabe nicht mehr vollumféanglich gerecht werden zu kénnen. Fir Sie war das der entscheidende
Grund, sich wenn auch schweren Herzens, aus der kommunalen Arbeit zurlickzuziehen. Denn eine
halbherzige Wahrnehmung lhres Mandates war fiir Sie, liebe Frau Wiemeyer, keine Option.

Ein Mandat, das Sie als Verpflichtung aber auch als Chance zur Gestaltung verstanden und genutzt
haben.

Mit Ihnen verliert der Rat der Stadt Oelde eine Persdnlichkeit. Was sind aber die Eigenschaften, die Sie
als Mensch und in lhrer politischen Arbeit ausgezeichnet und besonders gemacht haben.

Neben meinem eigenen Eindruck habe ich mir— wie sagt man heute so schon — ein Stimmungsbild
eingeholt. In diesen Gesprachen fielen Gbereinstimmend immer wieder einzelne Eigenschaften, die Sie
ausmachen:

Herzlichkeit, Ehrlichkeit, Sachlichkeit, Kompetenz, Entschlusskraft. Eine tatkraftige, engagierte Ratsfrau
mit Herz

»Einen Vorsprung im Leben hat, wer da anpackt, wo die anderen erst einmal reden” sagte einst
John F. Kennedy und umschreibt damit, wie ich finde, auch lhre Arbeitsweise, liebe Frau Wiemeyer,
treffend auf den Punkt.
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Um etwas zu bewegen benétigt man aber fast unerlasslich auch einen Zugang zu den Menschen. Ihre
herzliche, offene Art und die Fahigkeit auf andere Menschen zugehen haben lhnen diesen Zugang
ermdglicht.

Sie, liebe Frau Wiemeyer, haben sich stets tief in die Thematiken eingearbeitet, waren immer gut
vorbereitet. Intensiven, auch kontroversen Diskussionen sind Sie nicht aus dem Weg gegangen.

Sie sind eine Frau der klaren Worte. Sie haben gelobt, wo es angebracht war, kritisiert, wo es
erforderlich war und nicht selten auch den respektvollen Umgang miteinander eingefordert.

Ihr Engagement zum Wohle unserer Stadt ist beispielhaft und Sie haben lhre Aufgaben mit Bravour
geleistet. Ich danke Ihnen sehr herzlich fur all die Zeit, die Sie aufgewendet haben, fur Ihre Ideen, fir
lhre Mitarbeit und wiinsche lhnen fir die Zukunft alles erdenklich Gute, Gesundheit und Zufriedenheit
und Gottes Segen.

Vielleicht fuhrt Inr Weg Sie in Zukunft einmal zuriick in den Rat der Stadt Oelde. Ich bin mir nicht sicher,
ob das letzte Kapitel in Inrem personlichen kommunalpolitischen Buch geschrieben ist.

Liebe Frau Wiemeyer, herzlichen Dank und alles Gute fiir Ihre Zukunft.”

Herr Blrgermeister Knop fiihrt aus:

Wenn ein gewahlter Vertreter aus der Vertretung ausscheidet, wird der Sitz gemalR § 45 Absatz 1
Kommunalwahlgesetz NRW nach der Reserveliste derjenigen Partei oder Wahlergruppe besetzt, fur die
der Ausgeschiedene bei der Wahl angetreten ist.

Da der in der Reserveliste gefiihrte nachste Listennachfolger, Josef Becker, das Mandat ausgeschlagen
hat, riickt der Reihenfolge nach Frau Bérbel Braun, geb. am 04.01.1971, Ermlander Weg 4, 59302
Oelde, als Nachfolgerin von Frau Anne Wiemeyer nach.

Herr Burgermeister Knop fuihrt dann Frau Barbel Braun gem. 8 67 Abs. 3 GO NRW ein und verpflichtet
sie durch Nachsprechen der folgenden Verpflichtungsformel und per Handschlag zur gesetzmaRigen
und gewissenhaften Wahrnehmung ihrer Aufgaben:

sIch verpflichte mich, dass ich meine Aufgaben nach bestem Wissen und Kdnnen wahrnehmen, das
Grundgesetz, die Verfassung des Landes und die Gesetze beachten und meine Pflichten zum Wohl der
Gemeinde erfiillen werde.*

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde nimmt Kenntnis.

| 7. Umbesetzungen in diversen Ausschissen und Gremien

7.1.  Antrag der FDP-Fraktion: Umbesetzung in diversen Ausschissen und Gremien
Vorlage: B 2017/011/3921

Herr BUrgermeister Knop verweist auf den Inhalt des Antrages der FDP-Fraktion vom 20.12.2017:

Die FDP-Fraktion beantragt mit Schreiben vom 20.12.2017 folgende Umbesetzungen in Ausschiissen
und Gremien:
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Ausschuss

Bisherige Besetzung

Neue Besetzung

Finanzausschuss Anne Wiemeyer Markus Westbrock
Markus Westbrock (Stellvertretung) | Barbel Braun (Stellvertretung)
Markus Westbrock Markus Westbrock

Hauptausschuss

Anne Wiemeyer (Stellvertretung)

Béarbel Braun (Stellvertretung)

Jugendhilfeausschuss

Anne Wiemeyer
Markus Westbrock (Stellvertretung)

Béarbel Braun
Markus Westbrock (Stellvertretung)

Ausschuss fir Schule,

Michael Sieding

Michael Sieding

Kultur und Sport Barbel Braun (Stellvertretung) | Barbel  Braun  (Stellvertretung)
P (sachkundige Btrgerin) (Ratsmitglied)
Betriebsausschuss Markus Westbrock Markus Westbrock

Forum

Anne Wiemeyer (Stellvertretung)

Béarbel Braun (Stellvertretung)

Rechnungspruifungs- Anne Wiemeyer Béarbel Braun

ausschuss

Wahlausschuss Anne Wiemeyer Markus Westbrock
Markus Westbrock (Stellvertretung) | Barbel Braun (Stellvertretung)
Anne Wiemeyer Markus Westbrock

Wahlprifungsausschuss

Markus Westbrock (Stellvertretung)

Barbel Braun (Stellvertretung)

Bezirksausschuss
Siunninghausen

Anne Wiemeyer
Thomas
(Stellvertretung)

Wernsmann

Béarbel Braun
Markus Westbrock (Stellvertretung)

Steffen Vollenkemper

Steffen Vollenkemper

Bezirksausschuss Lette Tobias Altmiks (Stellvertretung) Vertretung durc_h Fraktion in
alphabetischer Reihenfolge
Altestenrat Anne Wiemeyer Markus Westbrock
Markus Westbrock (Stellvertretung) | Barbel Braun (Stellvertretung)
Veraabekommission Anne Wiemeyer Markus Westbrock
g Markus Westbrock (Stellvertretung) | Barbel Braun (Stellvertretung)
Anne Wiemeyer Markus Westbrock

Aufsichtsrat WBO

Markus Westbrock (Stellvertretung)

Béarbel Braun (Stellvertretung)

Gesellschafter-
versammliung WBO

Markus Westbrock
Anne Wiemeyer (Stellvertretung)

Béarbel Braun
Markus Westbrock (Stellvertretung)

Mitgliederversammlung
des Stadte- und
Gemeindebundes

Anne Wiemeyer
Barbara K603 (Stellvertretung)

Marita Brormann
Markus Westbrock (Stellvertretung)

Verwaltungsstruktur- Markus Westbrock Markus Westbrock
kommission Anne Wiemeyer (Stellvertretung) Barbel Braun (Stellvertretung)
Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschlie3t einstimmig nachfolgende Umbesetzungen in Ausschiissen und

Gremien:
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Frau Anne Wiemeyer wird aus dem Finanzausschuss abberufen. Herr Markus Westbrock, bisher
Stellvertreter von Frau Anne Wiemeyer, wird als ordentliches Mitglied in den Finanzausschuss berufen.
Frau Barbel Braun wird als Stellvertreterin von Herrn Markus Westbrock in den Finanzausschuss
berufen.

Frau Anne Wiemeyer wird als Stellvertreterin von Herrn Markus Westbrock aus dem Hauptausschuss
abberufen. Frau Barbel Braun wird als Stellvertreterin von Herrn Markus Westbrock in den
Hauptausschuss berufen.

Frau Anne Wiemeyer wird aus dem Jugendhilfeausschuss abberufen. Frau Barbel Braun wird in den
Jugendhilfeausschuss berufen.

Frau Barbel Braun wird als sachkundige Burgerin (Stellvertretung von Herrn Michael Sieding) aus dem
Ausschuss fur Schule, Kultur und Sport abberufen und als Ratsmitglied (Stellvertretung von Herrn
Michael Sieding) in den Ausschuss berufen.

Frau Anne Wiemeyer wird als Stellvertreterin von Herrn Markus Westbrock aus dem
Betriebsausschuss Forum abberufen. Frau Barbel Braun wird als Stellvertreterin von Herrn Markus
Westbrock in den Betriebsausschuss Forum berufen.

Frau Anne Wiemeyer wird aus dem Rechnungsprifungsausschuss abberufen. Frau Barbel Braun
wird in den Rechnungsprifungsausschuss berufen.

Frau Anne Wiemeyer wird aus dem Wahlausschuss abberufen. Herr Markus Westbrock, bisher
Stellvertreter von Frau Anne Wiemeyer, wird als ordentliches Mitglied in den Wahlausschuss berufen.
Frau Barbel Braun wird als Stellvertreterin von Herrn Markus Westbrock in den Wahlausschuss berufen.

Frau Anne Wiemeyer wird aus dem Wahlprifungsausschuss abberufen. Herr Markus Westbrock,
bisher Stellvertreter von Frau Anne Wiemeyer, wird als ordentliches Mitglied in den
Wabhlprifungsausschuss berufen. Frau Barbel Braun wird als Stellvertreterin von Herrn Markus
Westbrock in den Wahlprifungsausschuss berufen.

Frau Anne Wiemeyer wird aus dem Bezirksausschuss Sunninghausen abberufen. Herr Thomas
Wernsmann wird als Stellvertreter fir Frau Anne Wiemeyer abberufen. Frau Barbel Braun wird in den
Ausschuss berufen. Herr Markus Westbrock wird als Stellvertreter von Frau Barbel Braun in den
Ausschuss berufen.

Herr Tobias Altmiks wird als Stellvertreter von Herrn Steffen Vollenkemper aus dem Bezirksausschuss
Lette abberufen. Die Vertretung von Herrn Steffen Vollenkemper erfolgt durch die Fraktionsmitglieder in
alphabetischer Reihenfolge.

Frau Anne Wiemeyer wird aus dem Altestenrat abberufen. Herr I_\_/Iarkus Westbrock, bisher Stellvertreter
von Frau Anne Wiemeyer, wird als ordentliches Mitglied in den Altestenrat berufen. Frau Barbel Braun
wird als Stellvertreterin von Herrn Markus Westbrock in den Altestenrat berufen.

Frau Anne Wiemeyer wird aus der Vergabekommission abberufen. Herr Markus Westbrock, bisher
Stellvertreter von Frau Anne Wiemeyer, wird als ordentliches Mitglied in die Vergabekommission
berufen. Frau Béarbel Braun wird als Stellvertreterin von Herrn Markus Westbrock in die
Vergabekommission berufen.

Frau Anne Wiemeyer wird aus dem Aufsichtsrat WBO abberufen. Herr Markus Westbrock, bisher
Stellvertreter von Frau Anne Wiemeyer, wird als ordentliches Mitglied in den Aufsichtsrat WBO berufen.
Frau Barbel Braun wird als Stellvertreterin von Herrn Markus Westbrock in den Aufsichtsrat WBO
berufen.



15

Frau Anne Wiemeyer wird als Stellvertreterin von Herrn Markus Westbrock aus der
Gesellschafterversammlung WBO abberufen. Herr Markus Westbrock, bisher ordentliches Mitglied
wird als Stellvertreter in die Gesellschafterversammlung WBO berufen. Frau Béarbel Braun wird in die
Gesellschafterversammlung WBO berufen.

Frau Anne Wiemeyer wird aus der Mitgliederversammlung des Stadte- und Gemeindebundes
abberufen. Frau Barbara Kol wird als Stellvertreterin von Frau Anne Wiemeyer aus dem Gremium
abberufen. Frau Marita Brormann wird in die Mitgliederversammlung des Stadte- und Gemeindebundes
berufen. Herr Markus Westbrock wird als Stellvertreter von Frau Marita Brormann in das Gremium
berufen.

Frau Anne Wiemeyer wird als Stellvertreterin von Herrn Markus Westbrock aus der
Verwaltungsstrukturkommission abberufen. Frau Bérbel Braun wird als Stellvertreterin von Herrn
Markus Westbrock in die Verwaltungsstrukturkommission berufen.

| 8. Antrage der Fraktionen |

8.1. Antrag der Fraktion Bundnis 90 / Die Grinen: Kanalisation "Elisabethstraf3e / Friedrich-
Harkort-StraRe”
Vorlage: B 2017/011/3916

Herr Dalecki nimmt an der Beratung und Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt nicht teil.
Sachverhalt:
Die Blindnis 90 / Die Grinen-Fraktion beantragte mit Schreiben vom 01. Dezember 2017:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, die Behebung des Engpasses zur Warendorfer Stral3e hin in die
Mafnahme einzuplanen und die entsprechenden Mehrkosten dafir in den HH 2018 einzustellen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt,
a. Die zusatzlichen Kosten fir Beseitigung und Ersatz des Bypass-Kanals in der Friedrich-
Harkort-StraRe zwischen Strang 2 Elisabethstralle und Hedwigstralle zu ermitteln und
diese in den HH-Plan 2018 einzustellen.

3. Die Verwaltung wird beauftragt,

a. erforderliche Querschnittserweiterungen und zugehotrige Kanallange fur Strang 2
ElisabethstraRe und HedwigstralBe zu ermitteln und die erreichten Pegelstande an den
Endschachten rechnerisch nachzuweisen.

b. Die zusatzlichen Kosten fir die Realisierung dieser Erweiterungen zu ermitteln und diese
mit einem Speervermerk versehen, in den HH-Plan 2018 einstellen.

Uber den Antrag wurde nicht im Rahmen der Ratssitzung am 18. Dezember 2017 beraten, sondern
vertagt auf die heutige Ratssitzung, so Frau Ko603.

Herr Westerwalbesloh erklart dazu, dass nach einer interfraktionellen Besprechung beschlossen worden
sei, den Antrag zur weiteren Beratung zunachst an den Ausschuss fur Planung und Verkehr und dessen
Sitzung am 22. Februar 2018 zu verweisen. Anschliel3end solle Uber den Antrag in der Sitzung des
Rates am 26. Februar 2018 entschieden werden.
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Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschlief3t einstimmig bei einer Enthaltung, den Antrag der Fraktion Biindnis 90
/ Die Grinen vom 1. Dezember 2017 ,Kanalisation Elisabethstralle / Friedrich- Harkort-StraRe zur
weiteren Beratung an den Ausschuss fur Planung und Verkehr zu verweisen. In der Sitzung des Rates
am 26. Februar 2018 soll dann Uber den Antrag entschieden werden.

9. Kanalisation "Elisabethstrafle / Friedrich-Harkort Straf3e"
Vorlage: B 2017/661/3888/1

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde verweist den Tagesordnungspunkt einstimmig zur Beratung an den Ausschuss
fur Planung und Verkehr in dessen Sitzung am 22. Februar 2018. AnschlieBend soll in der Sitzung des
Rates am 26. Februar 2018 Uber die Angelegenheit entschieden werden.

10. Grindung Wirtschaftswegeverband/ Leistung stadtischer Sockelbeitrag
Vorlage: B 2017/600/3796

Herr BUrgermeister Knop verweist auf die Vorberatungen und den Inhalt der Sitzungsvorlage:

Entsprechend des Ratsbeschlusses vom 27.04.2015 wurde die Firma Ge-Komm mit der Erstellung eines
Wirtschaftswegekonzeptes beauftragt. Gleichzeitig wurde die Verwaltung beauftragt, die Griindung eines
Wirtschaftswegeverbandes zu prifen. Das fertige Wegekonzept hat der Rat im Oktober 2016 zur
Kenntnis genommen.

Die Lenkungsgruppe Wirtschaftswege, unter Beteiligung der Anlieger, Politik und Verwaltung hat die
rechtlichen, wirtschaftlichen und weitere sachlichen Inhalte sowie die Interessen der Anlieger und die
offentlichen Interessen mit dem Ergebnis geprift, dass das Instrument eines Wirtschaftswegeverbandes
ein erfolgversprechender Ansatz ist, die Unterhaltung der erforderlichen Wegeinfrastruktur im
AuR3enbereich zukunftsorientiert und dauerhaft sicherzustellen.

Die Griindung eines Verbandes erfolgt dann in enger Abstimmung mit der Aufsichtsbehérde, dem Kreis
Warendorf.

Vor Beginn des eigentlichen Grindungsverfahrens wurden die organisatorischen und wirtschaftlichen
Voraussetzungen in enger Zusammenarbeit zwischen Lenkungsgruppe, Verwaltung und Politik
erarbeitet.

Danach ergeben sich folgende Merkmale:

1. Organisationsstruktur
Der Verband ist eine juristische Person des offentlichen Rechts, also wirtschaftlich und
organisatorisch selbstandig. Alle Aufgaben des Verbandes, einschliel3lich Haushaltsfiihrung und
Rechnungswesen obliegen dem Verband auf Basis des Wasserverbandsgesetzes sowie der
Beschlisse im Verbandsausschuss. Der Verband ist gegeniiber der Aufsichtsbehérde auskunfts-
und nachweispflichtig. Die Aufsichtsbehérde ist gegentiber dem Verband weisungsbefugt.

2. Finanzstruktur
Der Finanzierung des Verbandes basiert im Wesentlichen auf zwei Saulen:
- Anliegerbeitrage (auf Basis der Flachengrof3e, Wohnungszahl, und Verkehrstonnage,
differenziert nach den Nutzungsarten: Landwirtschaft, Gewerbe und Wohnen)
- Stadtischer Sockelbeitrag (als kunftige jahrliche Plangrofie)
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Die Finanzstruktur wirde kunftig folgende Ansétze mit Blick auf die allumfassende Unterhaltung
berticksichtigen:

Verbandsintern (Haushalt des Verbandes)
- Der stadtische Sockelbeitrag 250.000 €
- Die Anliegerbeitrage ca. 170.000 €

Verbandsextern (stadtischer Haushalt)
- Die Leistungen des BBH ca. 130.000 €

3. Ablaufstruktur

Der Verband ist kuinftig zustandig fur die Unterhaltung, Investition, Erneuerung und
Instandhaltung der Gesamtheit der im Wegekonzept enthaltenen Fahrbahnen einschlieB3lich der
Banketten.

(Haushalt des Verbandes)

Die Stadt (Baubetriebshof) wird weiterhin die Unterhaltungsaufgaben fir die
Nebenanlagen, also Seitengraben, Durchlasse, Mahd und Schnitt ibernehmen.
(stadtischer Haushalt)

Zur Einleitung des Grundungsverfahrens sowie zur Leistung des jahrlichen stadtischen Sockelbeitrages
ist der Beschluss des Rates der Stadt Oelde erforderlich.

Beschluss:

Der Rat der Stadt Oelde beschlief3t einstimmig:

Die Verwaltung wird mit der konkreten Grindungsvorbereitung eines Wirtschaftswegeverbandes auf
Basis des vorliegenden Konzeptes gemall § 7 Abs. 1 Nr. 2 Wasserverbandsgesetz (WVG NRW)
beauftragt.

Der Rat der Stadt Oelde beschlief3t eine jahrliche Sockelfinanzierung des Verbandes fir die
Aufgaben der Unterhaltung der im Wirtschaftswegekonzept festgelegten Wege und Banketten in
Hohe von 250.000 €, einschlieBlich einer Personalkostenpauschale i.H.v. 50.000 € sowie die
Einbindung des stadtischen Baubetriebshofes zur Sicherung der Unterhaltungsaufgaben aller
Nebenanlagen. Die Personalkostenpauschale ist vom Verband an die Stadt Oelde im Zeitraum des
Einsatzes stadtischen Personals (Geschaftsfihrer und Techniker) zu erstatten.

Der Rat der Stadt Oelde beschlief3t, die organisatorischen und finanziellen Grundlagen im Rahmen
eines Offentlich-rechtlichen Vertrages zu regeln. Diese getroffenen wirtschaftlichen und
organisatorischen Regelungen sollen nach Ablauf von drei Jahren nach Aufnahme der
Verbandstétigkeit einer Uberprufung unterzogen werden.

11.

Nachverdichtung sudlich der Stral3e "Am Ruthenfeld"
Vorlage: B 2017/610/3887

Herr Burgermeister Knop fihrt aus:

Mit Datum vom 19.10.2017 ist im Namen der Eigentimer des Grundstliickes ,Am Ruthenfeld 24“ die
Einleitung eines Bauleitplanverfahrens fur die Flurstiicke 49 und 50, Flur 149 beantragt worden.
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Zwischen der Stadt Oelde und den Eigentimern haben bisher keine Abstimmungsgesprache zum
kunftigen Nutzungskonzept stattgefunden. Bisher wurden seitens der Eigentimer zwei alternative
Nutzungskonzepte vorgelegt: Beide Konzepte, die dem Anhang zu entnehmen sind, sehen eine
ErschlieBung von der StralRe ,Am Ruthenfeld vor. Es sollen mehrere Wohngebaude mit maximal zwei
Vollgeschossen realisiert werden.

Aus Sicht der Verwaltung ist eine bauliche Entwicklung an dieser Stelle tberlegenswert, da eine
madgliche Bebauung die vorhandene Wohnbebauung nach Siiden fortsetzt. Die Verwaltung sieht dartiber
hinaus grundsatzlich die Moglichkeit, weitere Flachen die sich westlich und 6stlich an den beantragten
Planbereich anschlieRen, fir Wohnbebauung zu erschlieBen. Fir alle genannten Flachen gilt, dass
aufgrund der Nahe zu der sidlich liegenden Bahnlinie, der Nahe zu den Reitanlagen und den &stlich
gewerblich genutzten Flachen, immissionsschutzrechtliche Fragestellungen noch zu klaren sind.

Um die Umsetzbarkeit der eingereichten Konzepte zu erértern sowie die Moglichkeiten der Erweiterung
des Plangebietes auszuloten, empfiehlt die Verwaltung die Aufnahme von Gesprachen mit den
Eigentiimern und sowie den betroffenen Tragern 6ffentlicher Belange.

Zur Schaffung des Planungsrechts mussten der Flachennutzungsplan geandert (bisherige Ausweisung:
Gewerbliche Bauflache) und ein Bebauungsplan aufgestellt werden. Da aufgrund des frihen
Sachstandes bisher keine ausgearbeiteten Planentwiirfe vorliegen, sollen der Aufstellungsbeschluss fir
den erforderlichen Bebauungsplan sowie der Einleitungsbeschluss fur die Anderung des
Flachennutzungsplans erfolgen, sobald ausgearbeitete Planentwrfe vorliegen.

Beschluss:
Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t mehrheitlich bei 30 Ja-Stimmen und einer Gegenstimme:

Die Ausweisung von Wohnbauflachen im Bereich ,Sudlich der Stralle Am Ruthenfeld® ist grundsatzlich
denkbar, da durch das Vorhaben eine baulich bereits vorgepréagte Flache am Siedlungsrand der
Wohnbebauung zugeflihrt werden kann. Dem Antrag auf Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens zur
Prifung der Realisierungsmaéglichkeiten wird daher gefolgt.

Mit dem Vorhabentrager sollen Gesprache gefilhrt werden, welche die Entwicklung eines
beratungsfahigen Bebauungsplanentwurfes zum Ziel haben. Gleichzeitig sollen die Méglichkeiten einer
VergroRerung des angefragten Plangebietes geprift werden.

Sobald ein Bebauungsplanentwurf einschlielich der Begriindung vorliegt, soll tiber die weiteren Inhalte
und Verfahrensschritte entschieden werden.

12. 1. Vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 127 Stifterstrale
- Einleitung des Verfahrens
Vorlage: B 2017/610/3895

Herr Burgermeister Knop verweist auf den Inhalt der Vorlage:

Mit Schreiben vom 26.10.2017 hat ein Projektentwickler einen Antrag auf Anderung des
Bebauungsplans Nr. 127 ,Stifterstralle der Stadt gestellt.

Der Antragsteller bittet um Anderung des Bebauungsplanes, um auf den Flurstiicken 102-107 zwei
Mehrfamilienhduser in L-Form zu errichten. Je Mehrfamilienhaus sind 15 Wohneinheiten vorgesehen,
hiervon sollen 15 Wohneinheiten fir den Sozialen Wohnungsbau zur Verfigung stehen. Weitere
Informationen zur geplanten Gestaltung der Gebaude, Lage der Stellplatze etc. werden in der Sitzung
vorgestellt.
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Der Bebauungsplan Nr. 127 ,Stifterstral3e” ist seit dem 19.08.2016 rechtskraftig. Die Festsetzungen des
bisherigen Bebauungsplanes treffen detaillierte Aussagen zur Art und zum Malf3 der baulichen Nutzung.
Der Bebauungsplan setzt ein allgemeines Wohngebiet fest und ermoglicht u.a. die Realisierung einer
Wohneinheit pro 150m2 Grundstiicksflache. Da sich diese Vorgaben wirtschaftlich nicht umsetzen lassen
und es Ziel ist, die Flachen zeitnah einer neuen wohnbaulichen Nutzung zuzufiihren, ist eine Anderung
des Bebauungsplanes erforderlich. Die Festsetzungen des neuen Bebauungsplanes sollen weiterhin
eine vertragliche Einbindung in das durch Wohnnutzungen gepragte Umfeld gewahrleisten. Vor dem
Hintergrund, dass eine Bebauung dieses Areals bislang aufgrund der im Bebauungsplan Nr. 127
getroffenen Festsetzungen nicht erfolgt ist und eine geplante Erhéhung der maximal zulassigen
Wohneinheiten von 24 auf 30 aufgrund der Grundstiicksgréf3e fur stadtebaulich vertretbar angesehen
wird, wird seitens der Verwaltung vorgeschlagen dem Antrag des Projektentwicklers nachzukommen.

Da zum bisherigen Zeitpunkt nicht absehbar ist, welche Festsetzungen des bisherigen
Bebauungsplanes beibehalten werden konnen, soll in der Sitzung der Ausschusses fur Planung und
Verkehr vom 23.11.2017 zunéchst die Einleitung des Anderungsverfahrens fir den Bebauungsplan
beschlossen und somit dem Antrag des Projektentwicklers gefolgt werden. Es wird angestrebt, dem Rat
der Stadt Oelde am 18.12.2017 einen ausgearbeiteten Planentwurf vorzulegen und die offentliche
Auslegung dort zu beraten und zu beschliel3en.

Da die Anderungen die Grundzuige der Planung nicht beriihren und die sonstigen Voraussetzungen des
§ 13 Abs. 1 BauGB efrflillt sind, soll dieses Bauleitplanverfahren als Vereinfachtes Verfahren gem. § 13
BauGB durchgefiihrt werden. Vom Verfahrensschritt der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit sowie
von der Durchfihrung einer Umweltprifung soll gem. § 13 Abs. 2 BauGB abgesehen werden, eine
Birgerbeteiligung in Form einer Versammlung soll verfolgen.

Herr Rodriguez erinnert an den Antrag der SPD-Fraktion zur Sitzung des Rates am 6. November 2017,
der zum Inhalt hatte, dass das Vorhaben an der Stifterstralle als stadtischen Projekt durchgefiihrt
werden solle, damit dort wie geplant 24 Wohneinheiten mit Mietpreisbindung entstehen. Der Antrag sei
bekanntlich abgelehnt worden. Die SPD-Fraktion bleibe jedoch dabei, dass 15 Wohnungen mit
Mietpreisbindung (9 weniger als geplant) deutlich zu wenig sind. Es bestehe dringender Nachholbedarf,
so dass die SPD-Fraktion gegen die Einleitung des Verfahrens zur Vereinfachten Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 127 ,Stifterstralle stimmen werde.

Beschluss:

Einleitung des Verfahrens

Der Rat der Stadt Oelde beschlieBt mehrheitlich bei 20 Ja-Stimmen, 8 Gegenstimmen und zwei
Enthaltungen gem. 8§ 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBI. | S. 2414) zuletzt geandert durch Art. 2 Abs. 3 G zur Modernisierung des Rechts der
Umweltvertraglichkeitsprifung vom 20.07.2017 (BGBI. | S. 2808) das Verfahren zur 1. Vereinfachten
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 127 ,Stifterstralle“ einzuleiten. Da die Voraussetzungen des § 13
BauGB erflllt sind, soll diese Bebauungsplananderung im beschleunigten Verfahren durchgefiihrt
werden. Das Planverfahren erhalt die Bezeichnung:

1. Vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. 127 , StifterstraBe” der Stadt Oelde.

Inhalt der Anderung ist die Anpassung der Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 127 entsprechend
des nun beabsichtigten Vorhabens. Eine vertragliche Einbindung in das Wohnumfeld soll durch den
neuen Bebauungsplan sichergestellt werden.

Der zu andernde Bebauungsplan Nr. 127 ,Stifterstrale® ist seit dem 19.08.2016 rechtskraftig.
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Der insgesamt rund 4.800 m? groRRe Geltungsbereich liegt sudlich des in West-Ost-Richtung
verlaufenden Teils der Stifterstrale. Von der Anderung werden in Flur 5 die Flurstiicke 102-107 sowie
das Flurstick 342 tlw. erfasst (jeweils Gemarkung Oelde). Der geplante Geltungsbereich ist dem
beiliegenden Ubersichtsplan zu entnehmen.

13. Prifung des Jahresabschlusses 2016;
1. Beschluss des Bestatigungsvermerkes
2. Feststellung des Jahresabschlusses
3. Entlastung des BlUrgermeisters
Vorlage: B 2017/014/3881

Herr Westbrock Ubernimmt zu diesem Tagesordnungspunkt die Sitzungsleitung und erlautert den
Sachverhalt:

§ 95 Abs. 1 GO

Die Gemeinde hat zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen, in
dem das Ergebnis der Haushaltswirtschaft des Haushaltsjahres nachzuweisen ist. Er muss unter
Beachtung der Grundsétze ordnungsmafiger Buchfiihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen
entsprechendes Bild der Vermégens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde vermitteln und
ist zu erlautern. Der Jahresabschluss besteht aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, den
Teilrechnungen, der Bilanz und dem Anhang. Ihm ist ein Lagebericht beizufligen.

§ 101 Abs.1 GO

Der Jahresabschluss ist vom Rechnungsprifungsausschuss dahingehend zu prufen, ob er ein den
tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage
der Gemeinde unter Beachtung der Grundsatze ordnungsmaRiger Buchfiihrung ergibt. Die Prifung des
Jahresabschlusses erstreckt sich darauf, ob die gesetzlichen Vorschriften und die sie erganzenden
Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet worden sind. In die Priifung sind die
Buchfiihrung, die Inventur, das Inventar und die Ubersicht tiber ortlich festgelegte Nutzungsdauern der
Vermogensgegenstande einzubeziehen. Der Lagebericht ist darauf zu prufen, ob er mit dem
Jahresabschluss in Einklang steht und ob seine sonstigen Angaben nicht eine falsche Vorstellung von
der Vermogens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde erwecken. Der
Rechnungsprifungsausschuss hat tber Art und Umfang der Prifung sowie Uber das Ergebnis der
Prifung einen Prifungsbericht zu erstellen. Der Bestatigungsvermerk oder der Vermerk Uber seine
Versagung ist in den Prifungsbericht aufzunehmen.

§ 96 Abs. 1 GO

Der Rat stellt bis spatestens 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres den vom
Rechnungsprifungsausschuss gepruften Jahresabschluss durch Beschluss fest. Zugleich beschliel3t er
Uber die Verwendung des Jahresuberschusses oder die Behandlung des Jahresfehlbetrages. Die
Ratsmitglieder entscheiden lber die Entlastung des Blrgermeisters.

Beschluss 1:

Der Rat der Stadt Oelde nimmt folgenden Bestatigungsvermerk zur Kenntnis:

Uneingeschréankter Bestatigungsvermerk des Rechnungsprifungsausschusses
gemaf § 101 GO
Uber den Jahresabschluss 2016
der Stadt Oelde
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Die von der ortlichen Rechnungsprifung beauftragte Wirtschaftsberatungs- und Revisionsgesellschaft
Concunia GmbH, Minster, hat auf Grundlage der von ihr durchgefihrten Prifung eine Beurteilung tber
den Jahresabschluss fur das Haushaltsjahr 2016 abgegeben.

Der Jahresabschluss, bestehend aus Ergebnisrechnung, Finanzrechnung und den Teilrechnungen
sowie der Bilanz und dem Anhang, wurde nach § 101 i.V.m. § 95 GO unter Einbeziehung der
Buchfiihrung, der Inventur, des Inventars, der Ubersicht tber ortlich festgelegte Nutzungsdauern der
Vermobgensgegenstande und des Lageberichts, geprift.

Die Inventur und die Aufstellung dieser Unterlagen nach den gemeinderechtlichen Vorschriften von
Nordrhein-Westfalen lagen in der Verantwortung des Birgermeisters der Stadt Oelde.

Der Rechnungsprifungsausschuss vertritt die Auffassung, dass die Prifung der Concunia GmbH,
Munster, eine hinreichend sichere Grundlage fur die Beurteilung des Jahresabschlusses 2016 bildet. Er
erklart sich mit den Feststellungen der Concunia GmbH, Miinster einverstanden und macht sich deren
Bericht zu Eigen.

Der Rechnungspriufungsausschuss bestatigt demnach wie folgt:

Der Jahresabschluss fur das Haushaltsjahr 2016 bestehend aus Ergebnisrechnung, Finanzrechnung,
und den Teilrechnungen sowie der Bilanz und dem Anhang wurde nach § 101

i. V. m. § 95 GO NRW unter Einbeziehung der Buchfiihrung, der Inventur, des Inventars, der Ubersicht
Uber ortlich festgelegten Nutzungsdauern, der Vermégensgegenstande und des Lageberichts der Stadt
Oelde gepruft.

In die Prifung sind die Haushaltssatzung sowie weitere Bestimmungen von Satzungen der Stadt Oelde
und die sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen einbezogen worden. Sie wurde so geplant und
durchgefuhrt, dass Unrichtigkeiten und Verstol3e, die sich auf die Darstellung des durch den
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsétze ordnungsmafiger Buchfuhrung und durch den
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermdgens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage wesentlich
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden konnte. Bei der Festlegung der
Prifungshandlungen sind die Kenntnisse lber die Tatigkeit und tber das wirtschaftliche und rechtliche
Umfeld der Gemeinde sowie die Erwartungen Uber mogliche Fehler berlicksichtigt worden. Im Rahmen
der Prufung wurden die Nachweise fiir die Angaben in Buchfiihrung, Inventar, Ubersicht tiber ortlich
festgelegte Nutzungsdauern der Vermogensgegenstéande, Jahresabschluss und Lagebericht
Uberwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Priifung hat die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsatze und der wesentlichen Einschatzungen des Blrgermeisters der Stadt Oelde
sowie die Wiirdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts umfasst.

Beschluss 2:

Der Rat der Stadt Oelde beschliel3t einstimmig:

Auf Grundlage des Berichts der Concunia GmbH, Minster, tber die Prifung des Jahresabschlusses
2016 und auf Grundlage des uneingeschrankten Bestatigungsvermerks

wird der Jahresabschluss fir das Haushaltsjahr 2016 mit allen gesetzlich vorgeschriebenen Anlagen
wird festgestellt.

Der ausgewiesenen Jahresuberschuss in Hohe von 5.195.860,82 € wird

1. in H6he von 4.300.000 € der Ausgleichsriicklage und
2. in Hohe von 895.860,82 € der Allgemeinen Rucklage

zugefuhrt.
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Beschluss 3:

Der Rat der Stadt Oelde erteilt dem Birgermeister einstimmig die vorbehaltlose Entlastung fiir den
Jahresabschluss 2016.

14. Prifung des Gesamtabschlusses 2016;

1. Beschluss des Bestatigungsvermerkes
2. Bestatigung des Gesamtabschlusses
3. Entlastung des Blrgermeisters
Vorlage: B 2017/014/3883

Herr Westbrock Gbernimmt zu diesem Tagesordnungspunkt die Sitzungsleitung und tragt vor:
§ 116 GO erlautert Inhalt und Vorgehensweise zum gemeindlichen Gesamtabschluss:

(1) Die Gemeinde hat in jedem Haushaltsjahr fir den Abschlussstichtag 31. Dezember einen
Gesamtabschluss unter Beachtung der Grundsatze ordnungsmaéaRiger Buchfiihrung aufzustellen. Er
besteht aus der Gesamtergebnisrechnung, der Gesamtbilanz und dem Gesamtanhang und ist um einen
Gesamtlagebericht zu erganzen. Der Rat bestatigt den gepriften Gesamtabschluss durch Beschluss.
§ 96 findet entsprechende Anwendung.

(2) Zu dem Gesamtabschluss hat die Gemeinde ihren Jahresabschluss nach § 95 und die
Jahresabschlisse des gleichen Geschéftsjahres aller verselbststandigten Aufgabenbereiche in
offentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form zu konsolidieren. Auf den Gesamtabschluss sind,
soweit seine Eigenart keine Abweichung erfordert, 8 88 und 8 91 Abs. 2 entsprechend anzuwenden.

(3) In den Gesamtabschluss missen verselbststéandigte Aufgabenbereiche nach Absatz 2 nicht
einbezogen werden, wenn sie fur die Verpflichtung, ein den tatsédchlichen Verhaltnissen entsprechendes
Bild der Vermdgens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der Gemeinde zu vermitteln, von
untergeordneter Bedeutung sind. Dies ist im Gesamtanhang darzustellen.

(4) Am Schluss des Gesamtlageberichtes sind fur die Mitglieder des Verwaltungsvorstands nach § 70 ,
soweit dieser nicht zu bilden ist fur den Birgermeister und den Kammerer, sowie flr die Ratsmitglieder,
auch wenn die Personen im Haushaltsjahr ausgeschieden sind, anzugeben:

1. der Familienname mit mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen,
2. der ausgeubte Beruf,

3. die Mitgliedschaften in Aufsichtsraten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 3
des Aktiengesetzes,

4. die Mitgliedschaft in Organen von verselbststandigten Aufgabenbereichen der Gemeinde in
offentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form,

5. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privatrechtlicher Unternehmen.

(5) Der Gesamtabschluss ist innerhalb der ersten neun Monate nach dem Abschlussstichtag
aufzustellen. § 95 Abs. 3 findet fir die Aufstellung des Gesamtabschlusses entsprechende Anwendung.
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(6) Der Gesamtabschluss ist vom Rechnungsprifungsausschuss dahingehend zu prifen, ob er ein den
tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Schulden-, Ertrags- und
Finanzgesamtlage der Gemeinde unter Beachtung der Grundséatze ordnungsmafdiger Buchfuhrung
ergibt. Die Prifung des Gesamtabschlusses erstreckt sich darauf, ob die gesetzlichen Vorschriften und
die sie ergdnzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet worden sind. Der
Gesamtlagebericht ist darauf zu prifen, ob er mit dem Gesamtabschluss in Einklang steht und ob seine
sonstigen Angaben nicht eine falsche Vorstellung von der Vermdgens-, Schulden-, Ertrags- und
Finanzgesamtlage der Gemeinde erwecken. § 101 Abs. 2 bis 8. gilt entsprechend.

(7) In die Prifung nach Absatz6 missen die Jahresabschlisse der verselbststandigten
Aufgabenbereiche nicht einbezogen werden, wenn diese nach gesetzlichen Vorschriften gepruft worden
sind.

Beschluss 1:

Der Rat der Stadt Oelde nimmt folgenden Bestatigungsvermerk zur Kenntnis:

Uneingeschrankter Bestatigungsvermerk des Rechnungsprifungsausschusses
gemalR § 116i.V.m § 101 GO
uber den Gesamtabschluss 2016
der Stadt Oelde

Die von der ortlichen Rechnungsprifung beauftragte Wirtschaftsberatungs- und Revisionsgesellschaft
Concunia GmbH hat auf Grundlage der von ihr durchgefihrten Prifung eine Beurteilung Uber den
Gesamtabschluss fir das Haushaltsjahr 2016 abgegeben.

Der Gesamtabschluss der Stadt Oelde fiir das Jahr 2016 bestehend aus der Gesamtergebnis-rechnung,
der Gesamtbilanz und dem Gesamtanhang, wurde nach § 116 Abs. 6 i.V.m. § 103 Abs. 5 und 6 GO
NRW unter Einbeziehung des Gesamtlageberichts gepruft. In die Prifung sind die haushaltsrechtlichen
Vorschriften sowie erganzende Regelungen der ortlichen Satzungen und sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen, soweit sich diese auf die gemeindliche Haushaltswirtschaft beziehen, einbezogen
worden.

Die Inventur und die Aufstellung dieser Unterlagen nach den gemeinderechtlichen Vorschriften von
Nordrhein-Westfalen lagen in der Verantwortung des Birgermeisters der Stadt Oelde.

Der Rechnungsprufungsausschuss ist der Auffassung, dass die Prifung der Concunia GmbH Minster,
eine hinreichend sichere Grundlage fir die Beurteilung des Gesamtabschlusses 2016 bildet. Er erklart
sich mit den Feststellungen der Concunia GmbH Minster einverstanden und macht sich deren Bericht
zu eigen.

Der Rechnungspriufungsausschuss bestatigt demnach wie folgt:

Der Gesamtabschluss der Stadt Oelde fur das Haushaltsjahr 2016, bestehend aus der
Gesamtergebnisrechnung, der Gesamtbilanz und dem Gesamtanhang, wurde nach § 116 Abs. 6 i.V.m.
§ 103 Abs. 5 und 6 GO NRW unter Einbeziehung des Gesamtlageberichts gepruft. In die Prifung sind
die haushaltsrechtlichen Vorschriften sowie ergédnzende Regelungen der ortlichen Satzungen und
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen, soweit sich diese auf die gemeindliche Haushaltswirtschaft
beziehen, einbezogen worden. Die Prifung wurde so geplant und durchgefihrt, dass Unrichtigkeiten
und VerstoRe, die sich auf die Darstellung des durch den Gesamtabschluss unter Beachtung der
Grundsétze ordnungsmaliger Buchfiihrung und durch den Gesamtlagebericht zu vermittelnden Bildes
der Vermébgens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der Stadt Oelde wesentlich auswirken, mit
hinreichender Sicherheit erkannt werden konnten.
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Bei der Festlegung der Prifungshandlungen sind die Kenntnisse Uber die Geschéfts- und
Verwaltungstatigkeit und Uber das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gemeinde einschlief3lich der
gemeindlichen Betriebe sowie die Erwartungen tber mogliche Fehler berticksichtigt worden. Im Rahmen
der Prifung wurden die Nachweise fur die Angaben im Gesamtabschluss und Gesamtlagebericht
Uberwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prifung hat die Beurteilung der
Jahresabschlisse der in den Gesamtabschluss einbezogenen gemeindlichen Betriebe, der Abgrenzung
des Konsolidierungskreises, der angewandten Bilanzierungs- und Konsolidierungsgrundsatze und
Konsolidierungsmethoden sowie der wesentlichen Einschatzungen des Blrgermeisters der Gemeinde
sowie eine Wirdigung der Gesamtdarstellung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichts
umfasst.

Die Prufung hat zu keinen Einwendungen gefuhrt.
Ein uneingeschrankter Bestatigungsvermerk wird erteilt.

Nach den bei der Prifung gewonnenen Erkenntnissen entspricht der Gesamtabschluss den
haushaltsrechtlichen Vorschriften sowie den erganzenden Regelungen der ortlichen Satzungen und den
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen, soweit diese sich auf die gemeindliche Haushaltswirtschaft
beziehen. Der Gesamtabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsadtze ordnungsmagiger
Buchfuihrung ein den tatsachlichen Verhéltnissen entsprechendes Bild der Vermégens-, Schulden-,
Ertrags- und Finanzgesamtlage der Stadt Oelde einschlieBlich der gemeindlichen Betriebe. Der
Gesamtlagebericht steht in Einklang mit dem Gesamtabschluss und vermittelt insgesamt auch ein
zutreffendes Bild von der Vermdgens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der Gemeinde
einschlie3lich der gemeindlichen Betriebe. In diesem Bericht werden die Chancen und Risiken der
zukUnftigen wirtschaftlichen Gesamtentwicklung Stadt Oelde zutreffend dargestellt.

Dem Burgermeister und dem Kammerer wurden zuvor gemaf 8 116 Abs. 6 i.V .m. 8 101 Abs. 2 GO
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

Beschluss 2:
Der Rat der Stadt Oelde beschlief3t einstimmig:

Der von der Concunia GmbH Minster geprifte und mit uneingeschranktem Bestatigungsvermerk
versehene Gesamtabschluss fur das Haushaltsjahr 2016 mit allen gesetzlich vorgeschriebenen Anlagen
wird vom Rat bestatigt.

Der Rat bestatigt, dass der Gesamtabschluss 2016 in der Gesamtergebnisrechnung ein positives
Konzernergebnis von 6.813.893,33 € ausweist. (Vorjahr: minus 4.263.636,34 € bzw. 4.590.971,16 €
nach Ergebnisverrechnung mit anderen Gesellschaftern).

Hinweis:

Ein gesonderter Beschluss zu Behandlung des Gesamtfehlbetrages bzw. des positiven
Konzerngesamtergebnisses ist nicht erforderlich.

Die Behandlung der genannten Fehlbetrdage bzw. der positiven Konzern- Jahresergebnisse erfolgte
bereits durch die Einzelbeschlisse in den zustandigen Gremien der genannten Unternehmen.

Beschluss 3:

Der Rat der Stadt Oelde erteilt dem Burgermeister einstimmig die vorbehaltlose Entlastung fir den
Gesamtabschluss 2016.
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| 15. MaRnahmenfreigaben

Es liegen keine freizugebenen MalRhahmen vor.
Beschluss:

Der Rat nimmt Kenntnis.

Karl-Friedrich Knop Andrea Westenhorst
Vorsitzender Schriftfihrerin



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_TEXT2
	BM_TEXT4
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu

